Beteiligung mehrerer im Bereicherungsrecht
I. Beteiligung von Hilfspersonen

In bereicherungsrechtlichen Fällen können Hilfspersonen tätig werden. Deren Handeln für ihren Geschäftsherrn (GH) stellt keine Leistung i.S.d. §§812 ff. BGB dar, sondern wird vielmehr dem jeweiligen Geschäftsherrn zugerechnet.

Fehler in diesem Zusammenhang wirken also nur zwischen den GH, weswegen diese auch nur gegeneinander abwickeln.
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II. Mehrere in einer Leistungskette

Denkbar ist auch, dass mehrere Personen in einer „Leistungskette“ tätig werden. A veräußert etwas an B, B wiederum an C und dieser an D.

Die Rückabwicklung findet nur innerhalb der jeweiligen Vertragsbeziehungen statt. Dies ist interessengerecht, da so jeder die Einwendungen gegen seinen Geschäftspartner behält - und sich auch nur dessen Einwendungen ausgesetzt sieht - und dessen Insolvenzrisiko tragen muss; schließlich hat er sich ja genau diesen Partner ausgesucht.
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Stellt sich also heraus, dass das Kausalgeschäft eines Verhältnisses unwirksam ist, so ist innerhalb dieses Verhältnisses abzuwickeln, z.B. A gegen B und B gegen C.
Streitig ist allerdings die Rechtsfolge, die das „erste“ Verhältnis zwischen A und B betrifft:


• Abtretung des Bereicherungsanspruchs von B an A gem. §818 I BGB

oder

• Wertersatz von B an A gem. §818 II BGB (wohl hM)

Ein Direktanspruch des A scheidet regelmäßig nach den §§812 ff. BGB aus. Möglich wäre allerdings ein Direktanspruch gem. §985 BGB, wenn schon A nicht wirksam an B übereignet hat und C ebenfalls nicht Eigentümer geworden ist.

III. Abhandenkommen einer Sache und anschließende Weiterveräußerung

In der Praxis bedeutsam sind die Fälle, in denen dem Eigentümer eine Sache abhanden kommt und im Folgenden (mehrfach) weiterveräußert wird.

Diese Konstellation sieht auf den ersten Blick der Leistungskette sehr ähnlich, unterscheidet sich aber dennoch stark von dieser. Wegen §935 BGB kann nie gutgläubig Eigentum an der abhanden gekommenen Sache erworben werden.

Der Eigentümer wird nur selten sein Eigentum auffinden können, um den Anspruch aus §985 BGB geltend machen zu können. Ihm verbleibt aber die Möglichkeit, irgendeine Verfügung nachträglich zu genehmigen gem. §185 II BGB; so wird der Nichtberechtigte zwar nicht ex post zum Berechtigten, wohl aber wird die Verfügung wirksam: Dem Eigentümer steht nun der Anspruch aus §816 I BGB zu; der Verfügende kann seine Aufwendungen, die er für den „Erwerb“ der Sache gemacht hat, nicht dem Eigentümer entgegensetzen als Entreicherung i.S.v. §818 III BGB. Begründung: diese Aufwendungen könnte er dem Anspruch des Eigentümers aus §985 BGB ggü. auch nicht geltend machen, wenn dieser die Sache selbst bei ihm vorgefunden hätte (sog. „Rechtsfortsetzungsgedanke“ des BGH)! 
Zu o.g. folgende Skizze:
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Genehmigung, §185 II BGB







→ die eigentliche wg. §935 BGB unwirksame



Verfügung C an D wird nachträglich wegen der



Genehmigung wirksam;



A hat einen Anspruch gegen C gem. §816 I BGB!
IV. Dreiecks- bzw. Anweisungsfälle

Diese schauderhaften Fälle betreffen Konstellationen, in denen die jeweiligen Leistungen innerhalb eines Dreiecks geschehen und nicht innerhalb einer Leistungskette; die häufigsten Fälle in diesem Zusammenhang beschäftigen sich mit „fehlerhaften Banküberweisungen“.

All diese Fälle sind relativ leicht zu lösen, wenn man folgende Grundregeln stets beachtet:



• Die Rückabwicklung erfolgt grds. nur im jeweils gestörten Leistungsverhältnis!
• Wem ggü. die „Leistung“ erfolgte, bestimmt sich vom objektiven Empfängerhorizont aus!
• Durchgriffsansprüche sind grds. ausgeschlossen! Ausnahmen bilden lediglich §822 BGB und der Fall, in dem der Leistungsempfänger nicht von einer Leistung an ihn ausgehen durfte oder ausgegangen ist (z.B. wegen Kenntnis einer fehlenden Anweisung)!
Zunächst ist es für das Verständnis solcher Fälle unentbehrlich, sich die jeweiligen Leistungsbeziehungen deutlich zu machen:

Beispiel 1: A verkauft eine Sache an B. B verkauft diese Sache an C und weist A an, die Sache direkt an C zu liefern.

→ Sicht des A:

 Die Lieferung und Übereignung der Sache von A an C ist eine Leistung des A an B, denn A will seine Verpflichtung aus dem (ersten) KV erfüllen 

Ist das Kausalverhältnis zwischen A und B unwirksam, kann A gegen B gem. §812 I 1, 1.Alt. BGB vorgehen.

→ Sicht des C:

C sieht das Tätigwerden des A als Erfüllung des B an. Denn mit diesem hatte er einen KV geschlossen; für ihn ist A quasi nur Lieferant (Erfüllungsgehilfe) des B.

Ist das Kausalverhältnis zwischen B und C unwirksam, kann B gegen C gem. §812 I 1, 1.Alt. BGB vorgehen; denn die Lieferung durch A stellt im Verhältnis von B und C die Erfüllung durch B dar.

→ Sicht des B:

B weiß, dass A mit der Lieferung an C erfüllend in Bezug auf den ersten KV vorgeht, dass A also an ihn leistet.
Wenn das Kausalverhältnis A+B also unwirksam ist, hat A den B bereichert durch Leistung; dementsprechend steht dem A die Leistungskondiktion zu.

Im Verhältnis zu C will B aber mit der Lieferung durch A seine Verpflichtung ggü. V erfüllen. Ist also das Kausalverhältnis zwischen B und C nichtig, ist C bereichert durch Leistung des B und sieht sich dessen Leistungskondiktion ausgesetzt.

Dazu folgende Skizze:
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KV2: Valutaverhältnis

Übereignung;


Zuwendungs-


verhältnis





C

Wie bereits oben gesagt, ist der praktisch bedeutsamste Fall die „fehlerhafte Banküberweisung“.

Diese Fälle sind mit den aufgestellten Grundregeln ebenfalls gut zu lösen; im Folgenden sei aber noch auf bestimmte Besonderheiten hingewiesen, insbesondere das Fehlen einer (wirksamen) Anweisung.
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Die rot eingefärbte „Anweisung“ ist das diesen Fällen zugrunde liegende Problem; in diesen Fallkonstellationen kann es (wie im vorangegangenen Beispiel 1) zu Problemen im Deckungs- und im Valutaverhältnis kommen. 
Das Zuwendungsverhältnis ist für die bereicherungsrechtliche Rückabwicklung zumeist ohne Bedeutung, denn auch in diesen Konstellationen erfolgt die Rückabwicklung grds. nur innerhalb der jeweils fehlerhaften „Vertragsverhältnisse“.

Ausnahmen: 


→ Ausgangspunkt: 
es fehlt an einer wirksamen Anweisung

• fehlt eine wirksame Anweisung z.B. weil dem Empfänger der Widerruf durch den Leistenden bekannt war, so hat der vermeintlich Angewiesene (=die Bank) ausnahmsweise einen direkten Anspruch gegen den Empfänger aus NLK;

der Empfänger durfte den vermeintlich Leistenden nicht als solchen ansehen!

• kennt der Empfänger den Widerruf bzw. den Mangel der Anweisung hingegen nicht, so ist die vermeintliche Leistung dem vermeintlich Anweisenden auch nicht zuzurechnen; dieser hat dann einen Anspruch aus NLK gegen den Empfänger;

das gleiche gilt für den Geschäftsunfähigen, der vermeintlich anweist 

• im Zweifel muss durch wertende Auslegung ermittelt werden, wer schutzwürdiger ist; so spricht einiges dafür, den Empfänger zu schützen, wenn der eigentlich Anweisende widerruft und der Empfänger davon keine Kenntnis hat;

dagegen erscheint der vermeintlich Anweisende schutzwürdiger, wenn zu seinen Lasten eine Anweisung gefälscht wird, etwa durch Fälschung des Überweisungsauftrags!

Fazit:

Wer die Grundregeln beachtet, sich in Zweifelsfällen daran orientiert, aus wessen Sicht eine Leistung zu beurteilen ist und wer wertend betrachtet schutzwürdiger ist, der kann jeden Fall des „bereicherungsrechtlichen Dreiecks“ lösen!
Merke:
An einer zurechenbaren Anweisung fehlt es immer:


- im Fall der Fälschung (z.B. des Überweisungsträgers)


- bei Anweisung durch einen Vertreter ohne Vertretungsmacht 


- bei Anweisung eines nicht (voll) Geschäftsfähigen



- überhaupt keine Veranlassung durch vermeintlich „Anweisenden“


- bei Doppel- und Zuvielzahlung

V. Bereicherungsrechtliche Aspekte beim echten Vertrag zugunsten Dritter (VzD)

Die Besonderheit beim VzD liegt darin begründet, dass der Versprechende mit der Zuwendung zum einen eine Leistung ggü. dem Zuwendungsempfänger, zum anderen eine Leistung ggü. dem Versprechensempfänger gem. §335 BGB erfolgt.

Fraglich ist, ob der Versprechende bei Unwirksamkeit des VzD direkt beim Dritten kondizieren kann oder ob er sich an den Versprechensempfänger halten muss!

Grds. ist auch hier nur innerhalb der jeweils fehlerhaften Leistungsbeziehungen (Deckungs- und Valutaverhältnis) abzuwickeln. Anerkannt sind jedoch zwei Ausnahmen:


• Die Zuwendung an den Dritten soll zu dessen Versorgung erfolgen, §330 BGB
• Versprechender und Versprechensempfänger (VE) haben das Recht des VE aus §335 BGB vertraglich abbedungen
VI. Bereicherungsrechtliche Probleme bei Leistung durch Dritte, §267 I BGB

Hier stehen drei Fragen im Mittelpunkt:

• Kann der Dritte Ersatz vom Schuldner verlangen, wenn der Dritte die Forderung gem. §§362, 267 I BGB zum erlöschen bringt?

→ der Dritte erhält Ersatz gem. §670 (bei vorliegendem Auftrag), aus einer GoA (wenn kein Auftrag) gem. §§677, 683, 670 bzw. §684 i.V.m. §812) oder nach Ansicht des BGH auch aus NLK (Rückgriffskondiktion) 

• Gegen wen kann kondiziert werden, wenn die Forderung des Gl. gar nicht bestand?
→ Der Dritte kann direkt gegen den Gl. gem. §812 I 1, 1.Alt. BGB kondizieren 
• Kann der Dritte, der auf eine vermeintlich eigene Schuld gezahlt hat, nachträglich die Leistung auf die Verpflichtung des Schuldners erklären?
→ nach Ansicht des BGH (+), dann kann der Dritte wg. Rückgriffskondiktion beim Schuldner kondizieren; wahlweise kann er aber auch aus LK gegen den Gl. vorgehen
Kaufvertrag, §433 BGB
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